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„Wir zielen in erster Linie auf eine 
zufriedene Kundschaft ab.“

Redaktionsgespräch mit Heinrich Haasis

Für Heinrich Haasis haben die Sparkassen 
allen Grund selbstbewusst aufzutreten. 
Selbst auf Seiten der Europäischen Union 
sowie des Internationalen Währungsfonds 
registriert er eine positive Wahrnehmung 
ihrer stabilisierenden Wirkung in der Krise,  
wenngleich er Zweifel an einer dauerhaften 
Verankerung dieser Sichtweise hegt. Zuver­
sichtlich und gelassen beurteilt der Präsi­
dent des Deutschen Sparkassen- und  
Giroverbandes im Redaktionsgespräch die 
Erfolgsaussichten einer gruppeninternen 
Arbeitsgruppe zur Festlegung des Ge­
schäftsmodells und der Beteiligungsver­
hältnisse der Deka-Bank. Bei der anstehen­
den Novelle des Sparkassengesetzes in 
Schleswig-Holstein warnt er vor Auswir­
kungen mit europarechtlichen Dimensi­
onen. (Red.)

Sparkassentage sind stets 
Anlass zu einer Bestands­

aufnahme und dem Vergleich 
mit anderen. Hat die Spar­
kassenorganisation gegenüber 
dem Bochumer Treffen 2007 
ihre Marktposition halten 
können?

Ja, wir haben uns gut behaup­
ten können. Vor drei Jahren sah 
die Welt noch ganz anders aus. 
Renditemaximierung, geringer 
Eigenkapitaleinsatz gepaart mit 
hohen Fremdkapitalhebeln und 
hohes Engagement in struktu­
rierten Finanzprodukten kenn­
zeichneten weite Teile der Fi­
nanzwirtschaft. Heute gibt es 
wieder eine Zuwendung zu rea­
len Kundengeschäften und die 
Abkehr von den Fantasietrans­
aktionen mit ihren übermäßig 
hohen Renditeerwartungen, 
deren schlimme Folgen wir alle 

drastisch erlebt haben. Für die Sparkassen 
bedeutet das die Renaissance ihrer Ge­
schäftsidee. Es ist wieder deutlich gewor­
den, wie wichtig Vertrauen ist und dass die 
Basis dafür nur ein intensiver Kundenkon­
takt sein kann. 

Ist die Krise für die Wirtschaft 
schon vorbei oder erwarten Sie 

noch Nachwirkungen?

In den Geschäftsergebnissen 2009 deutet 
einiges darauf hin, dass der Tiefpunkt der 
Krise überwunden ist. Angesichts der star­
ken Exportausrichtung der deutschen Un­
ternehmen bis weit hinein in den Mittel­
stand wird sich die weitere Situation vor 
allem im Export entscheiden. Erste Anzei­
chen für eine Erholung sind feststellbar: 
Zumindest im Asiengeschäft gehen die Ex­

portzahlen wieder nach oben. Aber auch 
wenn sich die übrige Wirtschaft wieder 
stabilisiert: Ich warne davor zu unterschät­
zen, welche Stabilitätsgefahren nach wie 
vor von Teilen der Finanzwirtschaft und 
der immensen, im Markt vorhandenen Li­
quidität ausgehen können. 

Wieso schlagen sich die immer 
noch hohen Vertrauenswerte in 

den Sparkassenbereich allenfalls im Kre­
ditgeschäft und viel weniger im Ein- 
und Anlagengeschäft nieder? 

Als nach dem Fall von Lehman die Ent­
wicklung im Herbst 2008 sehr kritisch aus­
sah, haben sich vor allem die privaten 
Kunden wieder sehr stark auf die Sicher­
heit von Instituten besonnen. Das hat zu 
einer Zuwendung zu den Sparkassen ge­

führt. Dann gab es aber durch 
die allgemeine Spargarantie und 
durch das Signal, dass große 
Geschäftsbanken praktisch im­
mer mit einer Staatsgarantie 
rechnen können, eine Trend­
wende. Wenn ein Anleger kaum 
Gefahr läuft, sein Geld ganz 
verlieren zu können, wird er sich 
wieder der Renditeoptimierung 
zuwenden. Dadurch ist ein neu­
er Renditewettlauf in Gang ge­
setzt worden. Es gibt auch in 
der Finanzwirtschaft teilweise 
wieder den Risikoappetit auf 
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Finanzprodukte, deren Renditeversprechen 
keinen Bezug zu realwirtschaftlichen Ent­
wicklungen haben. Man muss aufpassen, 
durch solche Aktivitäten nicht die Basis für 
eine neue Blase zu legen.

Wieso hat das Bewertungsergebnis 
der Sparkassen im Kreditgeschäft 

im Berichtsjahr 2009 längst nicht diese 
Ausmaße erreicht, die die Gruppe selbst 
befürchtet hat? 

Die größte Wirtschaftskrise der Nach­
kriegszeit mit dem beispiellosen Rückgang 
des BIP um rund 
fünf Prozent hat 
sich bei Weitem 
nicht so dramatisch 
ausgewirkt wie man 
das eigentlich an­
gesichts früherer 
Erfahrungen hätte 
annehmen müssen. Geholfen hat vieles, 
angefangen von Regierungsmaßnahmen 
wie die Verlängerung des Kurzarbeitergel­
des bis hin zum engen Zusammenwirken 
von Wirtschaft, Gewerkschaften, Politik 
und Kreditwirtschaft. Auch die Spitzenge­
spräche bei der Kanzlerin haben zur Ein­
sicht verholfen, über die Krise hinweg 
möglichst qualifizierte Arbeitskräfte halten 
und die Durststrecke überbrücken zu wol­
len. Das alles war erfolgreich, aber jetzt 
muss der Aufschwung kommen, sonst wird 
es für manche Unternehmen angesichts 
des Eigenkapitalverzehrs noch ein böses 
Erwachen geben.
 
Im Sparkassensektor haben wir bundesweit 
auf die ausgereichten Kredite tatsächlich 
bei Weitem nicht die befürchteten Wertbe­
richtigungen verzeichnet. Allerdings müs­
sen wir im laufenden Jahr – selbst wenn es 
jetzt wirtschaftlich wieder aufwärts geht – 
bei der Risikovorsorge mit einem Nachlauf 
rechnen. Darauf haben sich die Institute 
eingestellt, das wird verkraftbar sein.

Hat die Gruppe zudem von ihrer 
eher mittelständischen Struktur 

der Firmenkundschaft profitiert? 

Eine breite Verankerung im Markt hat den 
Vorteil der sehr guten Risikostreuung. 
Davon profitieren die Sparkassen. Und 
wichtig war auch, dass vor allem die mit­
telständischen Unternehmen mit einer 
höheren Eigenkapitalquote als je zuvor in 
diese Krise gegangen sind und deshalb 
einen wirksamen Puffer hatten. Man sieht 

daran, wie wichtig es ist, politisch den Auf­
bau von Eigenkapital zu ermöglichen.

Welche Kommunikationsschwer­
punkte setzt der Sparkassentag in 

die Organisation hinein? 

In Stuttgart werden wir sehr selbstbewuss­
te Sparkassen erleben. Wir fühlen uns in 
unserem seit mehr als 200 Jahren bewähr­
ten Geschäftsmodell bestätigt. Viele Kriti­
ker, die unser System noch vor wenigen 
Jahren als altmodisch ansahen und deren 
Denken sich nur in großen, möglichst glo­

bal agierenden Konzernen bewegte, sind 
eines Besseren belehrt worden. Nicht der 
Größere gewinnt, sondern der mit dem 
höchsten Kundenvertrauen vor Ort. Wir 
sind eine Verbundorganisation mit recht­
lich selbstständigen Einheiten, die eigen­
ständig und mit eigener Bilanzverant­
wortung entscheiden und die ihre Kunden 
genau kennen. Die Summe dieser Faktoren 
ist unschlagbar. 

Darüber hinaus haben wir uns im Zeitalter 
von Internet und enormer technischer 
Fortschritte auch in der Kundenverbindung 
weiterentwickelt. In diesem Sinne werden 
wir auf dem Sparkassentag noch einmal 
eine klare Botschaft geben. Wir zielen in 
erster Linie auf eine zufriedene Kundschaft 
ab. Davon hängt der gesamte Geschäfts­
erfolg ab. An dieser Stelle, so müssen wir 
selbstkritisch einräumen, sind auch die 
Sparkassen teilweise einen Irrweg gegan­
gen. Noch auf dem Sparkassentag 2002 
sah die verabschiedete Strategie eine am­
bitionierte Kapitalrendite vor, wenn auch 
nicht ganz so hoch wie bei den Privatban­
ken. Dies haben wir inzwischen geändert. 
Heute wird die Kundenzufriedenheit bei 
den Sparkassen als zentrale Steuerungs­
größe verwendet.

Hat die Gruppe konkrete Kennzif­
fern dafür entwickelt?

Das oberste Prinzip für jeden Mitarbeiter 
heißt Kundenzufriedenheit. Es muss auf 
allen Ebenen in der Mitarbeiterführung 
verankert sein. Das hat erhebliche Konse­

quenzen für die Geschäftsabläufe ein­
schließlich des Auftritts gegenüber den 
Kunden. Wie werden Produkte angeboten? 
Steht der Kundenwille im Vordergrund 
oder der Produktverkauf? Unser Sparkas­
sen-Finanzkonzept gibt hier die klare Vor­
gabe, als Erstes das Kundenbedürfnis zu 
ermitteln und bei allen Geschäften in den 
Mittelpunkt zu stellen. Als Benchmark vor 
Ort dient zum einen die regelmäßig ge­
messene Kundenzufriedenheit beim einzel­
nen Institut, die jeweils gesteigert werden 
soll. Einen zweiten Vergleichswert bietet 
der beste Wettbewerber, der möglichst 
übertroffen werden soll. 

Welche Themen müssen nach au­
ßen, speziell an die (EU-)Politik, 

getragen werden?

In der Europäischen Kommission wollten 
früher viele die Sparkassen zu einem gro­
ßen, einheitlich steuerbaren und möglichst 
veräußerbaren Konzern zusammenschmie­
den. Selbst die haben aber jetzt gesehen, 
wie stabilisierend unser System ist – nicht 
nur für den Finanzsektor, sondern für die 
gesamte Volkswirtschaft.

Halten Sie die veränderte Einschät­
zung des Geschäftsmodells der 

Sparkassen in Brüssel für nachhaltig? 

Zurzeit sind wir in Brüssel respektiert, aber 
nicht geliebt. Nach wie vor ist es dort nicht 
das Ziel, dezentrale Strukturen zu stärken. 
Und man muss sicher damit rechnen, dass 
mit verblassenden Erinnerungen an die Fi­
nanzkrise die alten Vorstellungen wieder 
die Oberhand gewinnen. 

Sie spüren in Brüssel also kein bes­
seres Verständnis für gewachsene 

nationale Strukturen?

In Brüssel wird leider oft verkannt, dass die 
staatliche, die allgemeinwirtschaftliche 
und die finanzwirtschaftliche Struktur 
eines Landes zueinander passen müssen. 
Deutschland ist mit seinem Finanzsystem 
Ausdruck des föderativen Bundessystems 
und einer sehr dezentralen Wirtschaftsord­
nung. Unser Land ist relativ stark besiedelt 
und hat überall starke wirtschaftliche 
Strukturen, auch in ländlichen Räumen. In 
manchen anderen Ländern der EU hin­
gegen sind die privatwirtschaftlichen 
Leistungen ebenso wie die Industrie- und 
Gewerbearbeitsplätze sehr zentralisiert. 
Unsere Wirtschaftsstruktur hat sich sehr 

„Zurzeit sind wir in Brüssel respektiert,  
aber nicht geliebt.“
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bewährt und schafft Stabilität. Dazu gehö­
ren dezentral ausgerichtete Kreditinstitute 
wie Sparkassen und Volksbanken. 

Tritt die deutsche Kreditwirtschaft 
in wichtigen kreditwirtschaftlichen 

Fragen in Brüssel als starke Einheit auf?

Es gibt in Brüssel häufig eine klare und 
übereinstimmende Meinung der Genossen­
schaftsbanken und der Sparkassen – nicht 
nur bei der Einlagensicherung. Wie Binnen­
marktkommissar Bar­
nier kürzlich in einem 
Interview bestätigt hat, 
wird auf EU-Ebene 
durchaus wahrgenom­
men, dass wir zwar 
Wettbewerber sind, aber 
in Strukturfragen zum 
Teil die gleichen Interessenlagen haben. 
Die Privatbanken hingegen haben am 
ländlichen Raum meist kein Interesse mehr, 
wie sie durch ihre Geschäftspolitik des 
Rückzugs aus der Fläche und ihre Aus­
richtung auf Kreditersatzgeschäfte zeigen. 
Deshalb kann ich von denen auch keine 
gemeinsame Position verlangen. Das bekla­
ge ich gar nicht, sondern stelle es nur fest.

Wie werden die Sparkassen vom 
IWF gesehen? 

Beim IWF hat man lange Zeit Kapitalismus 
pur vertreten. Jetzt werden auch dort be­
stimmte Positionen der Vergangenheit hin­
terfragt. Ich glaube aber, dass die richtigen 
Schlussfolgerungen für den Erhalt der 
Stabilität noch gezogen werden müssen. 
Aus der Aufgabenstellung des IWF heraus 
müsste man dezentrale, stabilisierende 
Strukturen und reales Kundengeschäft sehr 
viel positiver sehen. 

Gibt es auf europäischer Ebene 
noch erkennbare Konturen der 

Sparkassenfamilie? 

Wir haben nach wie vor die gleiche Philo­
sophie, mit Regionalität, Subsidiarität und 
Kundennähe. Aber trotz guter Kontakte 
untereinander gibt es sehr unterschiedliche 
Situationen. Insgesamt hat die Krise mit 
Blick auf den Sparkassensektor gezeigt, 
dass überall dort Probleme entstanden 
sind, wo die ursprünglichen dezentralen 
Strukturen zugunsten von Konzernstruktu­
ren aufgegeben wurden. In Großbritannien 
etwa hat sich die Zusammenfügung von 
dezentralen Sparkassen zu einem Konzern­

gebilde nicht bewährt. Weil es dort wegen 
der Privatisierung der Sparkassen vor 
zwanzig Jahren in vielen Regionen keine 
ausreichende Versorgung mit Finanzdienst­
leistungen mehr gibt, sollen jetzt wieder 
dezentrale kreditwirtschaftliche Strukturen 
über die Post aufgebaut werden. Auch in 
anderen Ländern, in denen die Sparkassen 
in Konzernstrukturen aufgegangen sind, 
wird heute über Aufspaltungen oder ande­
re stabilisierende Maßnahmen nachge­
dacht. Wo man die Sparkassen hingegen 

dezentral erhalten hat, haben sie sich als 
stabilisierend erwiesen.

Stichwort Regulierung: Fühlen sich 
die Sparkassen von der Politik gut 

genug in die Maßnahmen und Konse­
quenzen auf G20-Ebene zur Lösung der 
Finanzkrise eingebunden? 

Dass die Regierungen sich heute überle­
gen, wie die Spielregeln für die Zukunft 
aussehen sollen, halte ich für dringend 
notwendig. Denn insbesondere die Libera­
lisierungstendenzen der neunziger Jahre 
waren für manche Fehlentwicklungen ver­
antwortlich. Eine Soziale Marktwirtschaft 
regelt sich nicht selbst, sondern braucht 
klare Leitplanken. Nun ist es durch die G20 
einerseits schwieriger geworden, auf na­
tionale Interessen Rücksicht zu nehmen. 
Andererseits bieten die G20 die Chance, 
internationale Spielregeln durchzusetzen.

Allerdings nehme ich wahr, dass der 
Schwung von Pittsburgh oder London, ge­
meinsame Regeln zu schaffen, schon wie­
der etwas verflogen ist. Ein Beispiel ist die 
Diskussion um die Finanzierung der Krisen­
lasten. Einige wollen eine Finanztransak­
tionssteuer, andere eine Bankenabgabe, 
wieder andere beides. Manche wollen die 
Lasten der jetzigen Krise finanzieren, ande­
re ein Polster für künftige Krisen aufbauen. 
Das passt alles noch nicht zusammen. 

Wir würden es für richtig halten, eine Fi­
nanztransaktionssteuer für besonders 
risikoreiche Produkte einzuführen. So et­
was funktioniert freilich nur, wenn es in 
allen Ländern gilt. Dass sich die Bundes­

kanzlerin Ende 2009 in diese Richtung äu­
ßerte, hat mich gefreut. Und sie hat ja 
auch auf europäischer Ebene Ende März 
einen solchen Auftrag zur Ausarbeitung 
gegeben. Ich hoffe, dass man sich darauf 
noch einigen kann. 

In der ebenfalls umstrittenen Fra­
ge einer Bankenabgabe klingt die 

Reaktion der Sparkassenverbände eher 
nach einem pflichtgemäßen Aufschrei 
denn nach strikter Ablehnung. Bedeutet 
die stillschweigende Akzeptanz indirekt 
eine Anerkennung der Mitverantwor­
tung für den Landesbankenbereich? 

Man muss die richtigen Schlussfolgerun­
gen aus der Krise ziehen. Dazu gehört nicht 
eine pauschale Abgabe, die von allen Insti­
tuten zu zahlen ist, Kundenkredite belas­
tet, spekulative außerbilanzielle Geschäfte 
aber außen vor lässt und Kreditverkäufe 
fördert. Und wir können auch keinen 
Grund erkennen, Institute heranzuziehen, 
die sich auch in Zukunft durch eine wirk­
same Institutssicherung aus eigener Kraft 
helfen können. Die deutsche Bankenab­
gabe läuft doch auf ein System hinaus, mit 
dem sich systemrelevante Institute ohne 
eigenes wirksames Sicherungssystem eine 
Art Staatshaftung einkaufen. Dann sollen 
sie aber auch dafür bezahlen und nicht 
andere. Wir sind nicht gegen einen Beitrag 
der Finanzwirtschaft zur Finanzierung der 
entstandenen Krisenlasten. Es kommt aber 
darauf an, diejenigen zu treffen, die die 
Krise verursacht haben. Und das sind nicht 
nur die Institute, die falsch investiert ha­
ben, sondern auch jene, die hochkomplexe, 
gefährliche Produkte in den Markt ge­
bracht haben. Die Sparkassen gehören zu 
keiner dieser beiden Gruppen.

Werden die Sparkassen bei den 
geplanten Eigenkapitalregelungen 

gut genug gehört?

Man wird schärfere Eigenkapitalanforde­
rungen für die risikoreichen Geschäfte ein­
führen müssen, die krisenverursachend 
waren. Kontraproduktiv wären indes Rege­
lungen, die das ganz normale Kreditge­
schäft mit Unternehmen und Privatkunden 
betreffen. Solche Finanztransaktionen der 
Einfachheit halber mit einer Abgabe oder 
mit höheren Eigenkapitalanforderungen zu 
belegen, obwohl genau diese überlebens­
notwendig für moderne Volkswirtschaften 
sind, wäre nicht die richtige Schlussfolge­
rung aus der Krise. 

„Wo man die Sparkassen  
dezentral erhalten hat, haben sie sich als 

stabilisierend erwiesen.“
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„Das Sparkassengesetz in  
Schleswig-Holstein geht in eine  
vollkommen falsche Richtung.“

Stört es Sie nicht, dass die Aner­
kennung der Stillen Einlagen und 

des Hybridkapitals in Frage stehen, die 
doch für die Sparkassenorganisation 
enorm wichtig sind? 

Dass man die Anforderungen offensichtlich 
nicht auf die Risikorelevanz der Geschäfte 
beziehen, sondern über die gesamte Bank­
tätigkeit hinweg die Eigenkapitalanfor­
derungen erhöhen will, ist mein Haupt­
kritikpunkt. Das könnte in der Tat zu einer 
Verschlechterung gegenüber dem heutigen 
Stand führen. 

Relevant ist doch, welche Funktion Kapital 
erfüllt, vor allem, ob es am Verlust teil­
nimmt. Es wäre deshalb etwa falsch, nur 
über Börsen aufgenommenes Eigenkapital 
anzuerkennen. Leider versuchen in diesem 
Punkt die USA und auch Großbritannien 
schon wieder ihr Modell börsennotierter 
Großbanken durchzusetzen. 

Wie ist der Stand neuer Regelun­
gen zur Einlagensicherung in Eu­

ropa? Und wie steht die EU-Kommission 
zur deutschen Institutssicherung?

EU-Kommissar Barnier hat kürzlich aus­
drücklich betont, dass Sparkassen und Ge­
nossenschaftsbanken eine eigene wirksame 
Institutssicherung haben. Mit diesem Sys­
tem werden der Bestand und die Solvenz 
eines jeden Instituts aus eigener Kraft ge­
währleistet. Da entsteht gar nicht erst eine 
Situation, wo eine Einlagensicherung er­
forderlich wäre. Deshalb wäre es auch 
nicht berechtigt, Sparkassen oder Genos­
senschaftsbanken über die Institutssiche­
rung hinaus zur Finanzierung eines wie 
auch immer gearteten nationalen oder 
europäischen Einlagensicherungssystems 
heranzuziehen.

Sollen die Institutssicherungssys­
teme der beiden Verbünde quasi 

an das europäische System angehängt 
werden?

Angehängt ist das falsche Wort. Die Insti­
tutssicherung der Sparkassen ist vorgela­
gert. Das ist eine wirksame Sicherung aus 
eigener Kraft, die für die Kunden eine hohe 
Sicherheit schafft, ohne staatliche Mittel 
zu benötigen. 

Wie ist die Position des DSGV mit 
Blick auf die Neuordnung der Ban­

kenaufsicht in Europa und Deutschland?

Eine wirksame Bankenaufsicht ist eindeu­
tig notwendig. Und die Politik muss ent­
scheiden, wie sie dies organisatorisch re­
geln will. Aus unserer Sicht ist wichtig, 
dass sich die Bankenaufsicht stärker als 
bisher auf systemische Risiken konzent­
riert. Was kann das System gefährden? 
Welche Belastungen können auf die Steu­
erzahler zukommen? Zur Bankenaufsicht 
in Europa haben wir uns klar positioniert. 
Wir unterstützen das vorliegende Modell, 
das eine europäische Zusammenarbeit der 
nationalen Aufsichtsbehörden vorsieht, 
aber die Eingriffsverwaltung in der Ban­
kenaufsicht auf nationaler Ebene ansiedelt. 
Dies kann auch gar nicht anders sein, weil 
die Verantwortung für Eingriffe und gege­
benenfalls für staatliche Hilfestellungen 
nur bei nationalen Regierungen und Ge­
setzgebern liegen kann.

In der Praxis hoffen wir auf eine Entlas­
tung bei Prüfungen im Alltagsgeschäft. 

Zwar muss man bei der Neuregelung auch 
das Kreditgeschäft und die Bankgeschäfte 
insgesamt prüfen, aber man muss nicht je­
des kleine Geschäft, von dem auch in der 
Fülle kein systemisches Risiko ausgeht, pe­
nibel durchleuchten. Das spart Zeit und 
Kapazität und lässt den nötigen Raum, sich 
auf systemrelevante Stabilitätsgefahren zu 
konzentrieren. 

Nun zu wichtigen sparkassenpoli­
tischen Themenfeldern im Inland: 

Wie ist der Stand der Umsetzung bei der 
Novelle des Sparkassengesetzes in 
Schleswig-Holstein? Kann das Gesetz 
mit Blick auf die Folgen aus Brüssel für 
die Sparkassenorganisation insgesamt 
gefährlich werden?

Das Sparkassengesetz in Schleswig-Hol­
stein  geht in eine vollkommen falsche 
Richtung. Als Zielsetzung hat man ja die 
Stärkung der Sparkassen ausgegeben. Dazu 
passt nicht die Möglichkeit, Rücklagen von 
Sparkassen in Stammkapital umwandeln 
zu können. Man stelle sich nur vor, ein pri­
vates Institut sollte Rücklagen in Grundka­
pital umwandeln und das dann verzinsen. 
Ich denke, wir sollten bei dem Grundsatz 

bleiben, dass nur eingezahltes Kapital zu 
verzinsen ist. Wenn man Sparkassen etwas 
anderes abverlangt, gefährdet man ihre 
Leistungsfähigkeit. In Schleswig-Holstein 
haben die Sparkassen heute schon über­
proportional mehr Kredit vergeben als an­
dernorts. Und ihr Kreditengagement über­
steigt zudem die Einlagen und macht da­
mit eine Refinanzierung am Kapitalmarkt 
notwendig. In einer solchen Region, die die 
Kreditvergabe der Sparkassen dringlich 
braucht, diese Fähigkeit durch hohes ver­
zinsliches Kapital eher einzuschränken, ist 
völlig unerklärlich. Ein zweites ernstes Pro­
blem ist die angedachte Übertragbarkeit 
von Sparkassenanteilen an Unternehmen 
außerhalb der Gruppe der öffentlich-
rechtlichen Sparkassen Schleswig-Hol­
steins. Das hat eine europa-rechtliche Di­
mension. Denn wenn einzelnen, von der 
EU-Kommission als privat angesehenen 
Unternehmen die Beteiligung ermöglicht 
wird, ist es nur noch ein kleiner Schritt zur 

allgemeinen Privatisie­
rung von Sparkassen. 
Darauf warten einige 
unserer Wettbewerber 
nur. Der Ministerpräsi­
dent Schleswig-Hol­
steins hat klar erklärt, 
dass er das nicht will. 

Ich verlasse mich auf diese Aussage, rege 
aber auch an, daraus für das Gesetzge­
bungsverfahren die notwendigen Konse­
quenzen zu ziehen.

Was ist in Schleswig-Holstein noch 
abwendbar? Und was unternimmt 

der DSGV dabei? 

Die Gesetzesänderung ist noch in der par­
lamentarischen Beratung. Der schleswig-
holsteinische Verband ist bemüht, die Fehl­
entwicklungen noch zu verhindern. Und 
natürlich unterstützen wir ihn dabei. Wir 
hoffen speziell bei der vorgesehenen Ver­
äußerbarkeit von Anteilen, dass die Regie­
rungsfraktionen von CDU und der FDP un­
sere gewichtigen Vorbehalte aufnehmen. 

Wie dringlich ist die Landesban­
kenkonsolidierung? Darf man sich 

die Klärung dieser Thematik von Brüssel 
aufzwingen lassen? 

Erst einmal möchte ich festhalten, dass die 
Sparkassen als Miteigner von Landesban­
ken umfassend Verantwortung übernom­
men haben. Sie haben dort, wo Stabili­
sierungen notwendig waren, Kapital 
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nachgeschossen, zusätzliche Haftungen 
übernommen oder sie haben knallhart ihre 
Eigentumsanteile verloren. Das hat es in 
dieser Konsequenz bei privaten Eignern 
börsennotierter Banken nicht gegeben. 
Natürlich haben die Sparkassen mit Verlust 
von Eigentumsanteilen auch erheblich an 
Einfluss verloren, etwa in Bayern. Damit 
sind die Gestaltungsmöglichkeiten für die 
Sparkassen sehr viel geringer geworden. 
Dort, wo es Stabilisierungsmaßnahmen ge­
geben hat, bestimmt natürlich ganz we­
sentlich Brüssel den Takt, vor allem im 
Hinblick auf den Abbau von Risikoaktiva. 
Das muss nicht verkehrt sein, wenn es dazu 
führt, dass wieder eine stärkere Konzentra­
tion auf realwirtschaftliche Geschäfte er­
folgt. Die Sparkassen haben sich schon seit 
Jahren dafür eingesetzt, Risikoaktiva zu­
rückzufahren. Als Mittel dazu haben wir 
Konsolidierungen unter den Landesbanken 
gesehen. Gleichzeitig ging es den Sparkas­
sen darum, bei Landesbanken Mehrfach­
arbeiten zu reduzieren und Synergien frei­
zusetzen. In einer Phase, wo eine Reihe von 
Häusern jetzt mit eigenen Hausaufgaben 
befasst ist, ist eine Landesbankenkonsoli­
dierung natürlich schwieriger geworden. 
Das heißt aber nicht, dass dies nicht mehr 
verfolgt würde.

Was sich die Präsidenten der Spar­
kassenverbände in Nordrhein-West­

falen tapfer für die WestLB wünschen, 
nämlich eine vernünftige Konsolidierung 
aus der Sparkassenorganisation heraus, 
ist aus Ihrer Sicht also illusorisch?

Die WestLB ist ein anderes Thema. Dort 
liegt eine Vorgabe der Europäischen Union 
vor, dass die bisherigen Eigner die Mehr­
heit veräußern. Wenn 
der Prozess demnächst 
anläuft, wird es dort 
sicher noch einmal Ge­
spräche geben. Aber 
wir können nicht mehr 
zurück zu dem Status 
von vor dreieinhalb 
oder vier Jahren, als es zum Beispiel für ein 
kurzes Zeitfenster ein Zusammengehen 
von WestLB und LBBW gab. Das ist sicher 
vorbei. 

Zentralbankfunktion für die Spar­
kassen, so haben Sie auf der  

DSGV-Pressekonferenz betont, können 
nur Institute mit öffentlich-rechtlichem 
Hintergrund haben. Wie muss man vor 
diesem Hintergrund die Aussagen der 

S-Präsidenten aus dem Rheinland und 
aus Westfalen-Lippe werten, auch bei 
Beteiligung privater Anteilseigner sei 
die Zentralbankfunktion weiter mög­
lich? Sind das nicht interessengetriebe­
ne Positionen beziehungsweise betriebs­
wirtschaftliche Argumente im Verkaufs­
prozess der WestLB?

Im Ziel gibt es keine Unterschiede zwischen 
den beiden Präsidenten und mir. Grund­
sätzlich wollen wir, dass die Sparkassen 
entscheidenden Einfluss als Eigentümer auf 
eine Bank haben, die für Sparkassen Zent­
ralbankleistungen erbringt. Man muss frei­
lich sehen, dass die Kollegen in NRW in der 
Eigentümerposition der WestLB sind. Das 
verlangt ihnen Dinge ab, die sich aus der 
aktuellen Situation ergeben und die nicht 
nach der reinen Lehre zu beurteilen sind. 

Zur Deka-Bank: Ist die Sparkas­
senseite mit der schon vollzogenen 

Anpassung der geschäftspolitischen 
Ausrichtung zufrieden oder stehen noch 
Nachjustierungen an? 

Gerade in diesem speziellen Fall steht lei­
der oft schon vor Sitzungen in der Zeitung, 
was wir angeblich besprechen wollen, und 
manchmal auch mehr und anderes, als wir 
tatsächlich besprochen haben. Fakt ist: Wir 
haben eine Arbeitsgruppe, die sich mit dem 
Geschäftsmodell der Deka-Bank beschäf­
tigt und die auch ein Ergebnis bringen 
wird. In der Zielrichtung, die Bank als der 
Fondsdienstleister der Sparkassen zu posi­
tionieren, sind wir uns einig. Die Fonds der 
Deka haben derzeit eine hervorragende 
Performance und sind dieser Tage mehr­
fach dafür ausgezeichnet worden. Dass wir 

uns in diesem Zusammenhang mit der Fra­
ge beschäftigen, welche Risiken eine sol­
che Bank aus dem Kapitalmarktgeschäft 
hat und wie man diese gegebenenfalls 
eingrenzen kann, ist die Pflicht der Eigen­
tümer. Ich halte dies für völlig normal. 
Ebenso normal ist es doch auch, dass un­
terschiedliche Eigner auch unterschiedliche 
wirtschaftliche Interessen haben. Das ken­
nen wir und damit können wir absolut 
professionell umgehen. 

Wie ist der aktuelle Gesprächs­
stand über die Neuordnung der 

Beteiligungsverhältnisse in Richtung 
Sparkassenseite? 

Weil die LBBW aus Brüssel die Auflage hat, 
ihre Deka-Bank-Beteiligung zu verkaufen, 
sehen wir es als unsere Aufgabe an, die 
freiwerdenden Anteile in unserer Gruppe 
zu kaufen. Ob weitere Landesbanken bereit 
sind, Deka-Bank-Anteile zu verkaufen, wird 
sich zeigen. Es wird harte Verhandlungen 
um Preise geben, im Ergebnis aber eine Lö­
sung, die einen fairen Interessenausgleich 
darstellt – wie in unserer Gruppe üblich. 

Wäre es von der Effizienz her nicht 
einfacher, wenn die Deka-Bank 

nur eine Eigentümerseite hätte?

Nach meinem Verständnis werden wir auch 
in Zukunft Landesbanken in einer Eigen­
tümerrolle bei der Deka-Bank haben.

Sind die Sparkassen mit ihrer Be­
teiligung Landesbank Berlin zu­

frieden? 

Die Landesbank Berlin ist gut durch die 
Krise gekommen. Wir sind mit der Ge­
schäfts- und Kundenentwicklung im ver­
gangenen Jahr sehr zufrieden. Und auch 
im laufenden Jahr lässt sich die Geschäfts­
entwicklung sehr gut an. Dass es für 2008 
keine Dividende gab, war der Gesamtsitua­
tion der Finanzwirtschaft geschuldet. Aber 
für 2009 ist eine Ausschüttung von 140 
Millionen Euro vorgeschlagen worden, über 
die die Hauptversammlung noch beschlie­
ßen muss. 

Welche strategische Ausrichtung 
ist dem Institut zugedacht? Und 

wie steht der DSGV zu dem Joint Ven­
ture von Landesbank Berlin und Deut­
sche Leasing im Konsumentenkreditge­
schäft? 

Der Konsumentenkredit ist für die LBB be­
ziehungsweise die Berliner Sparkasse ein 
originäres Geschäftsfeld, das wir auch für 
die anderen Sparkassen nutzbar machen 
wollen. Und die Deutsche Leasing hat im 
Bereich der Fahrzeugfinanzierungen sehr 
große Kompetenz. Deshalb wird es ein 
gemeinsames Tochterunternehmen geben, 
wo diese Fähigkeiten gebündelt und viel­
leicht auch die Readybank einbezogen 
werden kann. Das Projekt wird in Kürze 
starten. 

„Die Arbeitsgruppe, die sich mit dem  
Geschäftsmodell der Deka-Bank  

beschäftigt, wird ein Ergebnis bringen.“


